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Vorwort zur 2. Auflage

Nachdem das Buch seit seinem Erscheinen eine erfreuliche Resonanz gefunden
hatte, stellte sich bald die Frage nach einer Neuauflage. Dies galt umso mehr als
in den vergangenen Jahren aus dem „Neuen Steuerungsmodell“ ein breiter Pro-
zess der Verwaltungsmodernisierung geworden war. Dabei hatte sich aber auch
gezeigt, welche Schwierigkeiten und Hindernisse mit der Implementation der
einzelnen Elemente des „Neuen Steuerungsmodells“ verknüpft waren und sind.
Insofern ist die Verwaltungsmodernsierung in vielen Kommunen noch immer
eine große „Baustelle“.

Gleichzeitig sind neue Fragestellungen hinzugetreten, die von der Verwaltungs-
modernisierung nicht einfach zu trennen sind. An vorderster Stelle sei hier die
Diskussion um das e-government genannt, das sowohl das Verhältnis zwischen
Bürgerschaft und Verwaltung wie auch die internen Verwaltungsprozesse tiefgrei-
fend verändert kann. Auf der anderen Seite sind viele Kommunen seit vielen Jah-
ren in einer beispiellosen Finanzkrise, die sie dazu zwingt, alle Anstrengungen
auf kurzfristige Konsolidierungsbemühungen zu konzentrieren.

Die Entscheidung für eine Neuauflage, 7 Jahre nach dem ersten Erscheinen, ist
daher nicht leicht gefallen, zumal in der Zwischenzeit die Fülle des zu verarbei-
tenden Materials enorm gewachsen ist. Vor diesem Hintergrund kann und soll
auch nicht der Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden. Allerdings sind
grundlegende Aussagen, die seinerzeit getroffen wurden, auch heute – wenn auch
in modifizierter Form – noch gültig.

Werner Beyer, der vor 7 Jahren in einem zweiten Band die Bereiche Produkte,
Controlling sowie die Kosten- und Leistungsrechnung bearbeitet hatte, konnte
nach seinem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst nicht mehr mitwirken. Das
erforderte ein Zusammenführen aller Fragestellungen in einem Buch; so sind vor
allem die Ausführungen zu Zielen, Produkten sowie zum Controlling völlig neu
gefasst worden. Dies konnte nur gelingen, indem bestimmte Themenkomplexe
nur sehr knapp bzw. in reduzierter Form dargestellt werden. So wurde auf die
sehr ausführliche Darstellung der Kosten- und Leistungsrechnung weitgehend
verzichtet, da hierzu in dieser Reihe ein kompetentes Werk vorliegt.* Zudem
konnten die Ausführungen zur Budgetierung gestrafft werden, da eine ganze
Reihe seinerzeit für das geltende Haushaltsrecht präsentierter Lösungsvor-
schläge mit der Fortentwicklung haushaltsrechtlicher Bestimmungen nicht mehr
erforderlich ist. Wie bei der ersten Auflage soll vor allem die Frage der Anwen-

* Helmut Fiebig, Kommunale Kosten- und Wirtschaftlichkeitsrechnung 3. Aufl., FDG
Bd. 6.
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dung und Umsetzung der „Bausteine“ der Verwaltungsmodernisierung in der
Praxis im Mittelpunkt der Betrachtungen stehen; deshalb wurden wieder zahlrei-
che Beispiele aus Kommunen eingearbeitet.

Den entscheidenden Anstoß für die Neuauflage gab der Beschluss der Innen-
ministerkonferenz vom November 2003, bundesweit ein neues kommunales
Haushaltsrecht einzuführen. Der Zeitpunkt der Einführung variiert zwar zwi-
schen den Bundesländern, doch spätestens 2010 wird in allen deutschen Kommu-
nen der produktorientierte Haushalt zusammen mit einer Kosten- und Leistungs-
rechnung gelten. Daneben wird der Haushalt Zieldarstellungen und Kennziffern
aufweisen und durch regelmäßige Berichte zur Zielerreichung ergänzt werden.

Allerdings – das ist ein gewisses Manko – gibt es bisher erst Entwürfe für ein
neues Haushaltsrecht, die zwischen den Bundesländern abweichen. In den für die
hier behandelten Fragen relevanten Regelungen gibt es jedoch keine so erhebli-
chen Unterschiede; es erschien daher zulässig, auf der Basis des Musterentwurfs
der Innenministerkonferenz zu argumentieren. Dabei geht es nicht um die Dar-
stellung der (möglichen) neuen Rechtsvorschriften, sondern um die Verknüpfung
zwischen Haushaltsrecht und Steuerungsinstrumenten. In diesem Buch werden
im Übrigen nur die für die Kommunale Doppik formulierten Vorschriften heran-
gezogen, da der Verfasser allein diesen Rechnungsstil als für die Zukunft relevant
erachtet und die neue erweiterte Kameralistik der kommunalen Doppik in vielen
Fragen sehr nahe kommt.

Wie schon 1997 verdanke ich wiederum vielen Kolleginnen und Kollegen wich-
tige Anregungen und Hinweise. An erster Stelle ist hier die KGSt zu nennen, in
deren Arbeitsgruppen und Kongressen alle Aspekte der Verwaltungsmodernisie-
rung behandelt werden. Namentlich genannt sei Edmund Fischer, mit dem ich
mehrere gemeinsame Veranstaltungen durchführen konnte. Sehr wertvoll waren
auch die Diskussionen an der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften, die den Prozess der Verwaltungsmodernisierung seit Jahren aktiv
begleitet; besonderen Dank schulde ich vor allem Prof. Dr. Hermann Hill. In
meinen Lehrveranstaltungen an der DHV Speyer habe ich verschiedene Pro-
bleme der Verwaltungsmodernisierung behandelt; den Studentinnen und Studen-
ten sei Dank für viele kritische Fragen und motivierende Diskussionen. Schließ-
lich waren es aber vor allem die zahlreichen Gespräche mit den Praktikern aus
den Verwaltungen, die mir wichtige Hinweise zum Stand der Verwaltungsmoder-
nisierung ebenso wie zu den Hemmnissen ihrer Umsetzung geben konnten.

Wie üblich ist der Verfasser für alle Fehler und Irrtümer ganz allein verantwort-
lich.

Mainz, im Sommer 2004 Gunnar Schwarting
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Vorwort zur 1. Auflage

Das Neue Steuerungsmodell hat in den vergangenen Jahren eine beispiellose
Resonanz in den Kommunen gefunden. Viele Städte, Gemeinden und Kreise
befinden sich in einem nachhaltigen Modernisierungsprozeß und haben bereits
über mehrere Jahre Erfahrungen sammeln können. Mit diesem Buch und dem
von Werner Beyer bearbeiteten zweiten Band sollen wichtige finanzwirtschaftli-
che und organisatorische Fragen des Neuen Steuerungsmodells umfassend dar-
gestellt und mit Beispielen aus der kommunalen Praxis illustriert werden. Dabei
ist das Neue Steuerungsmodell kein abgeschlossenes Konzept, sondern erfährt
durch die praktische Anwendung stets neue Impulse und Veränderungen. Wäh-
rend der Arbeit an diesem Buch sind daher nicht selten bis dahin gängige Vorstel-
lungen zu revidieren und neue Aspekte zu berücksichtigen gewesen. Vor dem
Hintergrund kann jede Darstellung des Neuen Steuerungsmodells immer nur
eine Momentaufnahme bieten.

Im Mittelpunkt dieses ersten Bandes stehen die dezentrale Ressourcenverant-
wortung und die Budgetierung. Zur Einführung in die Gesamtthematik wird
jedoch zunächst – nach einer gerafften Darstellung der Entwicklung der Diskus-
sion – ein kurzer Überblick über die wesentlichen Elemente und einige noch
ungelöste Fragestellungen im Neuen Steuerungsmodell gegeben. Dabei kann es
sich nur um einen fragmentarischen Abriß handeln, da die Literatur zum Neuen
Steuerungsmodell mittlerweile einen beachtlichen Umfang erreicht hat. Mit der
Übersicht soll daher lediglich der Versuch unternommen werden, die folgenden
Kapitel in einen systematischen Gesamtzusammenhang zu stellen.

Die dezentrale Ressourcenverantwortung wird im 3. Kapitel erörtert. Im Mit-
telpunkt der Überlegungen stehen organisatorische und rechtliche Fragen der
Kompetenzverlagerung zwischen Rat und Verwaltung einerseits sowie innerhalb
der politischen und der Verwaltungssphäre andererseits. Besonderes Augenmerk
wird auf die Probleme der Gestaltung Interner Dienstleistungen gelegt. Dabei
spielt auch die Frage eine Rolle, in welchem Umfang diese Dienstleistungen in
Anspruch genommen werden müssen bzw. durch externe Angebote ersetzt wer-
den können.

Die Budgetierung ist der zweite Themenkomplex dieses Bandes. In Kapitel 4
werden zunächst einige Fragen zu Aufbau und Systematik eines Budgethaushalts
erörtert. Das anschließende Kapitel befaßt sich dann mit dem Aufstellungspro-
zeß für das Budget; dabei spielen die Vorabdotierungen und der Eckwertebe-
schluß des Rates eine besondere Rolle. In Kapitel 6 schließlich geht es um die
Bewirtschaftung des Budgethaushalts durch die jeweiligen Budgetverantwortli-
chen innerhalb der Verwaltung. Zum Abschluß werden dann Probleme der
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Bewertung des Budgetergebnisses und die daraus zu ziehenden finanzwirtschaft-
lichen Konsequenzen, z. B. im Sinne ökonomischer Anreize, behandelt. Der von
Werner Beyer verantwortete zweite Band wird sich dann vorrangig mit den Fra-
gen der Produktbildung, der Formulierung von Leistungszielen, Möglichkeiten
des Kosten- und Leistungsvergleichs und dem Aufbau eines Controlling befassen.

Entstanden ist die Arbeit aus zahlreichen Veranstaltungen für die Kommunal-
akademie Rheinland-Pfalz sowie aus der Mitwirkung in Veranstaltungen und
Arbeitsgruppen der KGSt. Insoweit beruhen die Aussagen und Beispiele in
besonderem Maße auf den Gedanken und Begriffen des Neuen Steuerungsmo-
dells, greifen aber auch andere Konzepte, die in der kommunalen Praxis erprobt
werden, auf. Angesichts der Fülle und Vielfalt der in den Kommunen anzutref-
fenden Wege zur Verwaltungsmodernisierung kann ein Buch nie den Anspruch
auf Vollständigkeit erheben. Gleichwohl wurde versucht, die wesentlichen Frage-
stellungen aufzugreifen, die unter finanzwirtschaftlichen und organisatorischen
Aspekten im Neuen Steuerungsmodell eine wichtige Rolle spielen. Die dabei aus
der Praxis angeführten Beispiele dienen in dem Zusammenhang lediglich zur
Verdeutlichung; sie sollen nicht als Modellösungen verstanden werden. Die
Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells vor Ort ist stets auf die spezifischen
Belange in den Kommunen abzustellen.

Die Arbeit ist nicht nur für Fachleute in der Kommunalverwaltung gedacht; sie
soll ebenso dem Kommunalpolitiker, aber auch dem Interessierten in der Öffent-
lichkeit oder der staatlichen Verwaltung einen Einblick in den rasanten Moderni-
sierungsprozeß in unseren Rathäusern geben. Die Darstellung bezieht sich in der
Regel auf die Verhältnisse in der Stadt oder Gemeinde, auf Grund der persönli-
chen Erfahrungen vor allem der mittleren Größenordnung. Das meiste läßt sich
nahtlos jedoch auch auf die Kreise übertragen, wenngleich deren andersgeartete
Stellung im Einzelfall berücksichtigt werden muß.

Der Verfasser ist vielen für Anregungen und kritische Kommentare zu Dank
verpflichtet. Namentlich danke ich von der KGSt den Herren Harald Plamper,
Dr. Rainer Eichmann und Dr. Hansjürgen Bals für hilfreiche Hinweise insb. zu
Fragen der dezentralen Verantwortungsstrukturen. Herr Karl Hans Fluhr, Bad
Kreuznach, und Herr Ernst Franck, Speyer, haben mir dankenswerterweise
einige wichtige Ergänzungen zur Einordnung der verschiedenen Elemente des
Neuen Steuerungsmodells gegeben. Sie sind zugleich Mitglieder des Arbeitskrei-
ses „Neues Steuerungsmodell“ beim Städtetag Rheinland-Pfalz, auf dessen Dis-
kussionen und Ergebnissen viele der in diesem Buch getroffenen Ausführungen
beruhen. Schließlich haben mir auch die Studenten der Projektarbeitsgemein-
schaft „Budgetierung“ im Wintersemester 1996/97 an der Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer mit ihrer ganz unbefangenen Art, die Probleme zu
diskutieren, den Blick für neuartige Fragestellungen und Lösungen geöffnet. Es
ist aber selbstverständlich, daß der Verfasser für alle Fehler und Irrtümer die
alleinige Verantwortung trägt.

Mainz, im Sommer 1997 Gunnar Schwarting
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